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Text 

Verkehr mit der Außenwelt 

§ 188. (1) Angehaltene Beschuldigte dürfen Besuche innerhalb der festgesetzten Besuchszeiten so 
oft und in dem zeitlichen Ausmaß empfangen, als die Abwicklung ohne unvertretbaren Aufwand 
gewährleistet werden kann. Im Übrigen gelten für den Empfang von Besuchen die §§ 85 bis 87 und 93 bis 
96 StVG sinngemäß mit folgenden Maßgaben: 

 1. Beschuldigten darf nicht verwehrt werden, wenigstens zweimal in jeder Woche einen Besuch in 
der Dauer von mindestens einer halben Stunde zu empfangen, 

 2. auf den Inhalt des zwischen einem Beschuldigten und einem Besucher geführten Gesprächs hat 
sich die Überwachung nur zu erstrecken, wenn dies die Staatsanwaltschaft zur Sicherung des 
Haftzwecks oder der Anstaltsleiter zur Aufrechterhaltung der Sicherheit in der Anstalt anordnet, 

 3. der Besuch bestimmter Personen, von denen eine Gefährdung des Zweckes der 
Untersuchungshaft oder der Sicherheit der Anstalt zu befürchten ist, kann untersagt oder 
abgebrochen werden. 

(2) Angehaltene Beschuldigte sind berechtigt, auf eigene Kosten mit anderen Personen und Stellen 
schriftlich zu verkehren und zu telefonieren, es sei denn, dass durch den außerordentlichen Umfang des 
Brief- oder Telefonverkehrs die Überwachung beeinträchtigt wird. In diesem Fall sind diejenigen 
Beschränkungen anzuordnen, die für eine einwandfreie Überwachung notwendig sind. Schreiben, von 
denen eine Beeinträchtigung des Haftzweckes zu befürchten ist, sind zurückzuhalten, soweit sich nicht 
aus den Bestimmungen der §§ 88, 90a bis 90b und 96a des Strafvollzugsgesetzes über den schriftlichen 
Verkehr mit Behörden und Rechtsbeiständen etwas anderes ergibt. Schreiben angehaltener Beschuldigter 
an einen inländischen allgemeinen Vertretungskörper, ein inländisches Gericht, eine andere inländische 
Behörde oder an Organe der Europäischen Union sowie an den Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte dürfen in keinem Fall zurückgehalten werden. Für die Überwachung des Inhalts von 
Telefongesprächen gilt Abs. 1 Z 2. 

(3) Für die Überwachung des mündlichen und schriftlichen Verkehrs des angehaltenen 
Beschuldigten mit seinem Verteidiger gilt § 59 Abs. 2. 


